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			Gute Laune in Montevideo

			CFK und Mujica weihen Entschwefelungsanlage ein
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			Mujica lobte Cristina für ihr Äußeres. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Sie waren sichtlich bemüht, die Differenzen der vergangenen Monate hinter sich lassen: Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und ihr uruguayischer Amtskollege und Gastgeber José „Pepe“ Mujica. Die beiden Staatsoberhäupter hatten sich am Dienstag in Montevideo getroffen, um eine Entschwefelungsanlage einzuweihen. Der Bau wurde von der AESA, einer Tochtergesellschaft der YPF, realisiert.

			Mujica zeigte sich bei der Zusammenkunft als wahrer Charmeur und attestierte Cristina, sie sehe in natura noch deutlich besser aus als im Fernsehen. Allerdings hatte der uruguayische Präsident auch einiges gut zu machen. Schließlich wurden vor einigen Monaten Tonbandmitschnitte veröffentlicth, in denen er Cristina als „Alte“ bezeichnete, die schlimmer sei als ihr Ehemann und Amtsvorgänger Néstor Kirchner, den Mujica dabei als „Hängeauge“ titulierte. 

			Doch davon war bei der herzlichen Stimmung am vorigen Dienstag nichts mehr zu spüren. Die uruguayische Seite ging in ihrer Höflichkeit sogar soweit, Cristina symbolisch die Stadtschlüssel für Montevideo zu überreichen. Doch diese Geste von Ana María Olivera, der Bürgermeisterin der uruguayischen Hauptstadt, die eine Parteifreundin Mujicas ist, war im Land selbst nicht unumstritten. Nicht nur von Seiten der Opposition gab es angesichts der Irritationen und Konflikte der letzten Jahre Kritik, sondern auch von Mujicas Vize Danilo Astori. Er äußerte die Hoffnung, dass sich das durch die symbolische Geste zum Ausdruck gebrachte Bedürfnis nach enger Partnerschaft und Freundschaft auch tatsächlich realisieren lasse. 

			Dass Wunsch und Wirklichkeit zuletzt aber recht weiter auseinander lagen, daran erinnerte Astori mit Verweis auf die Devisenkaufverbote in Argentinien, die der uruguayischen Tourismuswirtschaft Schaden zufügten. Auch dürfte bei vielen Uruguayern der jahrelange Zwist wegen der Papierfabrik „Botnia“ am Río Uruguay noch in allzu genauer Erinnerung sein.

			Mujica meinte in seiner Ansprache nun aber: „In der gegenwärtigen Weltlage müssen die schwächeren Länder zusammenhalten, um gemeinsam etwas in die Waagschale zu werfen.“ Anderenfalls existiere Uruguay als kleine Nation praktisch nicht.

			Auch Cristina unterstrich die Gemeinsamkeiten: „Wir können uns stolz als Lateinamerikaner fühlen, auch weil dieser Patriotismus nicht nur symbolisch ist.“ Man habe in der Vergangenheit jeden einzelnen Konflikt in der Region lösen können, sodass es ihrer Meinung nach gegenwärtig keinen großen Streitpunkt mehr gebe.

			Die Präsidentin würdigte die Investition in die Entschwefelungsanlage in Höhe von 400 Millionen US-Dollar, die von einem argentinischen Unternehmen getätigt worden sei. Die Tageszeitung „La Nación“ wies indes darauf hin, dass das Geld vielmehr von der uruguayischen Staatsfirma Ancap stammte, die dann das YPF-Tochterunternehmen AESA mit der Ausführung beauftragt habe.
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			Lanata vs. Parrilli

			Journalist kündigt Anzeige gegen Präsidialamtsleiter an
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			Jorge Lanata hatte kräftig gegen die Regierung ausgeteilt. Nun fühlt er sich bedroht und will Anzeige erstatten. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Die Auseinandersetzung zwischen der Nationalregierung und dem Journalisten Jorge Lanata wird nun auch zu einem Fall für die Justiz. So kündigte der korpulente Medienmann an, Strafanzeige gegen Präsidialamtsleiter Oscar Parrilli erstatten zu wollen. Der Vorwurf: Anstiftung zur Gewalt. 

			Hintergrund ist Lanatas TV-Berichterstattung über den rätselhaften Zwischenstopp der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auf den Seychellen Anfang dieses Jahres (wir berichteten). Parrilli hatte daraufhin den Journalisten einen „medialen Killer“ genannt und von Rufmordkampagne gegen das Präsidentenehepaar Kirchner gesprochen. Lanata sieht in den scharfen Stellungnahmen Parrillis einen Aufruf zur Gewalt gegen seine Person. Die Anzeige des Medienmannes richtet sich aber auch gegen „parastaatliche Elemente“ wie den Gewerkschafter und Piquetero-Führer Luis D‘Elia, der in sozialen Netzwerkem im Internet zu direkten Aktionen gegen den Journalisten aufgerufen habe. 

			Parrilli steht somit die zweite Anzeige innerhalb weniger Tage ins Haus. So hatten erst vor wenigen Tagen die beiden Abgeordneten Julio Martínez und Manuel Garrido vor der Justiz moniert, dass Parrilli bei der Organisation der Staatsreise nach Südostasien, an deren Ende die Präsidentin auf den Seychellen Halt machte, gegen geltendes Recht verstoßen habe. So sei bei der Wahl des Charterfliegers erstens keine Ausschreibung erfolgt. Zweitens hätte man die Wahl auch nicht auf die britische Firma Chapman Freeborn fallen dürfen, da diese Wirtschaftsbeziehungen zu Unternehmen pflegt, die Erdölvorkommen nahe der Malwinen ausbeuten. Dies ist nach argentinischem Recht jedoch nicht zulässig.
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			Schutzmaßnahme für LAN

			Fluggesellschaft kann vorerst am Flughafen „Newbery“ bleiben
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			LAN kämpft um seinen Platz auf dem Flughafen „Jorge Newbery“. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die chilenische Fluggesellschaft LAN kann (vorerst) weiter auf dem Innenstadt-Flughafen „Jorge Newbery“ von Buenos Aires bleiben. Bundesrichterin Claudia Rodríguez Vidal ordnete am Mittwoch in einer vorbeugenden Verfügung an, dass die nationale Flughafenbehörde Orsna nicht wie beabsichtigt LAN zum sofortigen Verlassen des Hangars auf dem Flughafengelände auffordern darf. 

			Die von Orsna gesetzte Frist von zehn Tagen, die am Wochenende auslaufen würde, wurde aufgehoben. Stattdessen hat das Gericht nun der Behörde eine Frist von fünf Tagen gegeben, die Räumungsmaßnahme zu begründen. Auf dieser Grundlage will die Richterin dann entscheiden, ob sie die provisorische Verfügung in eine dauerhafte umwandelt, oder aber den Schutz für LAN aufhebt. Bis dahin aber gelte, dass Orsna „von allen Maßnahmen absehen muss, die die Durchführung der Resolution 123/13 zum Ziel haben“. In erwähnter Regierungsanordnung wird der Vertrag zwischen LAN und Flughafenbetreibergesellschaft AA 2000 aufgelöst und das Flugunternehmen zur Räumung des Hangars aufgefordert. 

			LAN hatte erklärt, unter solchen Umständen seine Inlandsflüge nicht aufrecht erhalten zu können und legte rechtliche Schritte ein. Das chilenische Unternehmen sieht sich benachteiligt und behauptete, die argentinische Regierung wolle LAN gezielt schwächen, um so der staatlichen Fluggesellschaft Aerolíneas Argentinas einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen. Zu dieser Lesart passten auch die Videomitschnitte einer Rede von Aerolíneas-Chef Mariano Recalde. Dieser erklärte, sich an Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner gewendet zu haben mit der Bitte, etwas zu unternehmen, damit LAN aus dem Inlandsfluggeschäft verschwinde.

			Am Donnerstag schien sich die Situation dann etwas zu entspannen. LAN-Vorstandschef Ignacio Cueto traf in Buenos Aires zu einem Gespräch mit Vize-Wirtschaftsminister Axel Kicillof zusammen. Dabei erklärte letzterer, dass die argentinische Regierung nicht die Absicht habe, LAN vom Inlandsflugverkehr zu vertreiben. Man vereinbarte bei der 45-minütigen Unterredung zudem, dass man „Seite an Seite“daran arbeiten werde, den Flugverkehr in Argentinien weiter voranzubringen.
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			Die Woche in Argentinien

			Nord-Promenade aufpoliert

			Buenos Aires - Die nördliche Küstenpromenade (Costanera Norte) von Buenos Aires soll wieder attraktiver werden. Zu diesem Zweck investierte die Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri in 13 neue mobile Imbissstände, die modern ausgestattet sind und hygienischen Standards entsprechen. Sie verfügen über Gasküchen, Kühlschränke und Gefrierfächer. Im Außenbereich sorgen Markisen für gepflegtes Ambiente. Die Imbissstände werden Verkäufern, die bereits zuvor Geschäfte auf der Promenade betrieben haben, auf Leihbasis und gegen eine Gebühr für fünf Jahres zur Verfügung gestellt. „Alle Verkaufsstände in dieser schönen Gegend sind auf einem ordentlichen Niveau und bieten den Menschen einen verbesserten Service, der auch den Hygieneanforderungen Rechnung trägt“, freute sich Macri bei der Einweihung. Die Stadtverwaltung unternahm noch weitere Maßnahmen, um die von Hobbyanglern viel genutzte Zone aufzuwerten: Speziell auf deren Bedarf zugeschnitten wurden 200 neue Bänke aufgestellt. Zudem wurden Spielanlagen für Kinder und Plätze zum Verweilen mit Unterständen geschaffen bzw. wieder hergerichtet. Mit Baumpflanzungen und Blumenbeeten soll die Küstenpromenade auch zu einem Naturerlebnis werden. Des Weiteren legten die Stadtplaner einen Fahrradweg sowie kleine Plätze für Aerobic und sonstige Sportübungen an.

			Mediengesetz auf Prüfstand

			Der Kampf zwischen der Nationalregierung und der mächtigen Mediengruppe „Clarín“ geht in eine neue Runde. Am Mittwoch hat der Oberste Gerichtshof das Verfahren eröffnet, um zu klären, ob das 2009 von der Kirchner-Regierung beschlossene neue Mediengesetz in vollem Umfang auf den Medienkonzern anzuwenden sei. Dies hätte zur Folge, dass sich die „Clarín“-Gruppe von zahlreichen Sendelizenzen trennen müsste. Der Konzern wehrte sich mit der Behauptung, die entscheidenden Paragraphen des neuen Gesetzes seien verfassungswidrig. In den Vorinstanzen konnte das Unternehmen bereits einige juristische Teilerfolge erzielen. Zum Auftakt der Verhandlung am Obersten Gerichtshof hatten nun die sogenannten Amici Curiae (Freunde des Gerichts) Gelegenheit, ihre Positionen vorzutragen. Dabei handelt es sich der Idee nach um Personen oder Organisationen, die am Verfahren beteiligt werden, ohne selbst Partei zu sein. Es kamen unter anderen Asdrúbal Aguiar Aranguren als Präsident der lateinamerikanischen Beobachtungsstelle für Demokratie und der Journalist Horacio Verbitsky zu Wort. Zudem hielt Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó ein Plädoyer, in dem sie behauptete, eine Medienkonzentration, wie sie die „Clarín“-Gruppe innehabe, gefährde das demokratische System. 

			Neue Anzeige gegen Boudou

			Amado Boudou kommt an der Justizfront nicht zur Ruhe. Am Montag erstatteten die Oppositionspolitiker Manuel Garrido (UCR) und Graciela Ocaña (Union für soziale Entwicklung) eine neue Strafanzeige gegen den Vizepräsidenten. Diese lautet auf Fälschung der eidesstattlichen Einkommenserklärung. Garrido und Ocaña nehmen bei ihren Behauptungen auch Bezug auf die Spesen, die Boudou für seine offiziellen Auslandsreisen erhalten und später als privates Einkommen deklariert haben soll. Die beiden Abgeordneten monierten, dass Boudou gegenüber der Anti-Korruptionsbehörde (AO) und der Justiz unterschiedliche Angabe bezüglich seiner Einkünfte gemacht habe, die um 1,3 Millionen Pesos differierten. Laut Garrido und Ocaña ergebe sich aus den Angaben, die Boudou gegenüber der Justiz gemacht habe, ein Vermögenszuwachs um 746 Prozent für den Zeitraum von 2007 bis 2011. Folge man indes den Zahlen, die der Vizepräsident bei seiner Einkommenserklärung vor der Anti-Korruptionsbehörde angegeben habe, komme man „lediglich“ auf 446 Prozent. Nun ist die Justiz gefordert. Der zuständige Staatsanwalt Patricio Evers hat bereits die notwendigen prozessualen Schritte eingeleitet, um die Vorwürfe zu untersuchen.

			Schutz für Kolumbus-Statue

			Die Stadtregierung hat eine weitere Hürde geschaffen, die für einen Abtransport des Kolumbus-Denkmals nach Mar del Plata überwunden werden muss. Am Donnerstag setzte die Fraktion der Pro-Partei von Bürgermeister Mauricio Macri im Stadtparlament ein Gesetz durch, das die Statue des Amerika-Entdeckers hinter der Casa Rosada als „integrales Erbe der Stadt“ einstuft. Dieses hat zur Folge, dass eine Veränderung oder Versetzung des Monuments vom Stadtparlament selbst abgesegnet werden muss. Der Plan der Nationalregierung, das Denkmal für den Seefahrer aus Genua durch eines zu Ehren der Freiheitskämpferin Juana Azurduy zu ersetzen, dürfte somit also schwerer zu realisieren sein. Die derzeitige Situation ist kurios: Der steinerne Kolumbus wurde Ende Juni auf Geheiß der Präsidentin vom Sockel geholt. Seitdem liegt die Statue auf dem Boden. Nicht-Regierungsorganisationen erreichten per einstweiliger Verfügung einen Transportstopp, der solange gilt, bis die Justiz ein Sachurteil herbeigeführt hat. 

			Neuer Verdacht gegen Báez

			Dem Unternehmer Lázaro Báez steht eine neue Untersuchung durch die Justiz ins Haus. So geht der Staatsanwalt José María Campagnoli derzeit dem Verdacht nach, dass Báez den Bürgermeister der Stadt Necochea (Provinz Buenos Aires), Roberto Florencio Porcaro, mit einer Million US-Dollar bestochen haben soll, um den Zuschlag zum Bau einer Hafenanlage zu erhalten. Dies jedenfalls berichtet die Tageszeitung „La Nación“. Der Auftrag habe ein Volumen von 60 Millionen US-Dollar gehabt und zugleich Nutzungsrechte für 35 Jahre beinhaltet. Der Staatsanwalt habe die Ermittlungen aufgenommen, nachdem eine Überweisung entdeckt wurde, die von der mit Báez verbundenen „Helvetic Services Group“ auf das Konto Porcaros getätigt wurden. Der Bürgermeister gilt als treuer Gefolgsmann von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Báez steht seit einigen Wochen im Mittelpunkt eines möglichen Geldwäscheskandals. Ihm wird vorgeworfen, in Millionenhöhe Devisen außer Landes gebracht zu haben. (AT/mc)
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			Die Justiz behauptet sich

			Der Oberste Gerichtshof hat in den letzten Monaten seine Rolle als unabhängige Staatsgewalt deutlich hervorgehoben, wie es die Verfassung vorschreibt. Auch einzelne Richter handeln anders und halten auch nicht mehr vor den Korruptionsprozessen zurück, die amtierende oder ehemalige hohe Regierungsmitglieder betreffen. Es weht ein frischer Wind, und das ist für die Erhaltung der Republik entscheidend.

			Néstor Kirchner begann seine Regierung mit einem groben brutalen Angriff gegen den Obersten Gerichtshof. Das war ein klares Signal für alle Richter. Mehrere Mitglieder wurden auf Grund von Urteilen abgesetzt, die sie juristisch gut begründet hatten, über die jedoch Kirchner und seine Leute eine andere Meinung hatten. Das ist verboten, wurde jedoch auch von der Opposition nicht beanstandet. Andere Richter wurden zum Rücktritt gezwungen, weil sie nicht bereit waren, der Annullierung der vor 16 Jahren verabschiedeten Gesetze über Gehorsamspflicht und Schlusspunkt zuzustimmen, die vom Obersten Gerichtshof schon verfassungskonform erklärt worden waren. Auch hier hat Néstor Kirchner die Rechtsordnung schwer verletzt und den totalitären Charakter seiner Regierung enthüllt. Einmal sind Annullierungen nur zulässig, wenn Gesetze die Verfassung verletzen, wobei dies kurzfristig bestimmt werden muss. Und dann darf der Oberste Gerichtshof nicht zwei Mal über das Gleiche urteilen.

			Der Oberste Gerichtshof war politisch beschuldigt worden, zur Zeit Menems eine automatische Mehrheit zu haben, um der Regierung immer recht zu geben. Auch die Opposition hat dieser Auffassung zugestimmt, was unverantwortlich war. Diese Verleumdung stammte vornehmlich von Arbeitsanwälten, die auf Grund des Gesetzes über Arbeitsunfälle und Krankheiten einen Schaden erlitten, weil die Prozesse, an denen sie verdienten, dabei drastisch abnahmen, was gewiss positiv war. Der Oberste Gerichtshof hatte damals die Verfassungsmäßigkeit jenes Gesetzes bestätigt. Der Kirchner-Gerichtshof hat dies widerrufen, was die Verfassung nicht erlaubt, den Arbeitsanwälten recht gegeben und der Wirtschaft großen Schaden zugefügt hat.

			Die jüngste Rebellion der obersten Richter begann mit der Erklärung der Verfassungswidrigkeit des Gesetzes über die Reform des Richterrates, die den Kern der Justizreform der Regierung bildete. Die Verfassung von 1994 sieht ausdrücklich vor, dass die Vertreter der Justiz von den Richtern und die der Anwälte von diesen gewählt werden. Die Reform wollte, dass sie vom Volk direkt gewählt werden, also in der Praxis von den politischen Parteien. Hier ging es somit nicht um eine Interpretation der Verfassung, sondern um den wörtlichen Text, der unmissverständlich war.

			Danach hat der Oberste Gerichtshof auch anderen Klagen gegen die Gesetze stattgegeben, die die Regierung im Rahmen der Justizreform im Kongress durchgepeitscht hatte. Die ganze Reform ist zusammengebrochen. Die Richter haben klar erkannt, dass es nicht um die „Demokratisierung“ der Justiz ging, wie es CFK darstellte, sondern um eine Politisierung und Unterjochung, wie es die Opposition und bedeutende unabhängige Juristen klar erkannt hatten.

			Beim Gesetz über die Medien hat der Oberste Gerichshof eine Pause eingeschaltet und zunächst einige Artikel beanstandet, ohne ein Urteil zu fällen. Es besteht auch hier kein Zweifel, dass die Regierung mehr direkten Einfluss auf die Medien haben will. Letzte Woche fanden Sitzungen statt, bei denen Verteter der Regierung, des Clarín-Konzerns (der direkt geschädigt wird) u.a. sich vor dem Obersten Gerichtshof mündlich äußern konnten. Dieses sehr demokratische Verfahren dient dann dazu, zu einem ausgewogenen Urteil zu gelangen. Der Kernpunkt besteht darin, ob und wie weit der Clarín-Konzern das Kabelfernsehen weiter wie bisher betreiben kann, und wie weit die Regierung beim Rundfunk und Fernsehen vordringt.

			Die Haltung des Obersten Gerichtshofs hängt auch mit der Tatsache zusammen, dass die Regierung politisch geschwächt ist. Eine willkürliche Absetzung der Richter, wie sie einst Nestor Kirchner verfügte, wäre heute nicht möglich. Ebenfalls wirkt sich diese Lage auf den Richterrat aus, bei dem vorläufig eine Pattsituation besteht, in Zukunft jedoch mit einer unabhängigen Mehrheit gerechnet werden kann. Für die einzelnen Richter bedeutet das, dass sie sich hüten müssen, den Anweisungen der Regierung blind zu gehorchen, sondern dass sie sich im Gegenteil bemühen müssen, objektiv zu urteilen, da sie sonst zur Rechenschaft gezogen und abgesetzt werden können. Sie müssen echte Richter und nicht Instrumente der Kirchner-Politik sein. Und das ist ein großer Fortschritt.
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			Randglossen

			Die Regierung verfügt über eine Gruppe von Aktivisten, die „La Cámpora“ heißt und somit den Namen des nur wenige Monate im Jahr 1973 amtierenden Präsidenten Héctor Cámpora ehrt, den Perón rausschmiss, weil er den Montoneros nahe stand. Die Mitglieder der Cámpora erhalten üblicherweise eine einigermaßen gut bezahlte staatliche Stelle, und einige sind dann auch aktiv tätig. Doch allgemein ist ihr Beamtenstatus nur eine Formalität: als Gegenleistung müssen sie bei politischen Veranstaltungen anwesend sein, eventuell mit Fahnen u.dgl. Der Staat finanziert hier die offizielle Politik, was nicht erlaubt ist. Einige von diesen Leuten sind gewalttätig, bedrohen politische Gegner oder Kritiker der Regierung und greifen sie sogar an. Das hat der Journalist Jorge Lanata letzten Sonntag angezeigt. Dies ruft eine böse Erinnerung wach, nämlich an die berüchtigte Sturm-Abteilung, im Kürzel S.A., die Hitler für seine politischen Auftritte einsetzte, wobei sie auch solche von anderen Kandidaten störten und mit Gewalt vorgingen.

			In Neuquén haben um die dreitausend Aktivisten gegen das Abkommen zwischen YPF und Chevron gewaltsam vor dem Provinzparlament protestiert, geschrien, aber auch Steine geworfen. Die Polizei musste verhindern, dass sie das Parlament stürmten. Dabei wurden vier Personen festgenommen und es gab 20 Verletzte. Gleichzeitig wurde die Konzessionsverlängerung, die im Vertrag eingeschlossen war, im Kongress mit 25 Stimmen gegen zwei verabschiedet. Die Provinzverwaltung würde dabei in Zukunft hohe Einnahmen haben, was indirekt der lokalen Bevölkerung zugute kommt, wobei auch Arbeitsplätze geschaffen werden. Doch die Gewerkschaften der Staatsbeamten, der Lehrer u.a. sowie Studenten und Vertreter der Mapuche-Indianer sind dagegen. Die meisten von ihnen dürften nicht wissen, um was es hier geht. Denn ohne Ausbeutung des Schiefergaslagers von Vaca Muerta drohen der Provinz schlimme Zeiten, da sich die bestehenden Erdöl- und Gaslager bald erschöpfen.

			Wenn man einem Argentinier erzählt, ein Staatspräsident musste zurücktreten, da er sich einen Oktoberfestaufenthalt in Höhe von 750 Euro finanzieren ließ, dann dürfte ungläubiges Kopfschütteln sicher die wahrscheinlichste Reaktion sein. Hat man es doch hierzulande mit Korruptionsvorwürfen zu tun, die sich locker im mehrfachen Millionenbereich bewegen - ohne dass die betroffenen Amtsinhaber ihre Posten räumten. In Deutschland nimmt man es da doch etwas genauer. So muss der mittlerweile längst als Staatsoberhaupt zurückgetretene Christian Wulff vor Gericht nun erklären, warum er sich vor fünf Jahren von einem Filmproduzenten zur Biersause in München hat einladen lassen. 16 Verhandlungstage sind anberaumt. Monate dauerte bereits die Vorbereitung, die Richter, Staatsanwälte und Anwälte in den Fall investierten. Was mag das alles gekostet haben? Deutsche Gründlichkeit hat ihren Preis.

			Man darf sich fragen, wie wohl Hilmar Kopper, der einstige Vorstandssprecher der Deutschen Bank, einen Betrag von 750 Euro einstufen würde. Da ist Fantasie gefragt, schließlich sprach er von „Peanuts“, als er die Milliardenpleite des Baulöwen Jürgen Schneider Mitte der Neunziger Jahre kommentierte. Schneider, der mehrere Jahre in Haft saß, ist nun Übrigens wieder wegen Betrugs angeklagt. Es gehe, so die Bonner Staatsanwaltschaft, um Vorgänge aus den Jahren 2008 und 2009. Der Gesamtschaden wird auf 108.000 Euro geschätzt. Sicher sehr kleine Erdnüsse für Herrn Kopper. Nicht so für die deutsche Justiz - aber das ist auch ganz gut so.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,67, um 0,89% über der Vorwoche und um 15,13 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 37,06 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,786, zum 30.12.13 bei $ 6,145, und zum 31.03.14 bei $ 6,50. Der Terminkurs per April 2014 lag um 27,27% über dem Kurs von Ende April 2012. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 9,66, lag jedoch bei Überweisungen über Kauf und Verkauf von Staatsbonds in Dollar (die in Buenos Aires und New York gehandelt werden) bei $ 8,60. Doch hier haben die ZB und die ANSES Bonds aus ihren Reserven verkauft, um den Kurs zu drücken, womit sie auch einen Schaden erlitten. Staatssekretär Moreno setzte Beamte mit Hilfe von Polizisten ein, um die Strassenhändler, vornehmlich auf der Florida (auf spanisch genannt “arbolitos”) zu verscheuchen und den Handel mit Dollarnoten zu verhindern, nachdem der Kurs zeitweilig auf fast $ 10 gestiegen war. Auch erfolgten Schliessungen von illegalen Wechselstuben und Hausdurchsuchungen bei Reiseagenturen. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 0,54%, lag jedoch um 37,42% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,89% und notierten 1,49% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche um 0,52% und im Laufe dieses Jahres um 3,89%. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 3,77% und lagen mit 0,27% im Plus. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 0,06% und lagen mit 8,34% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. gingen in einer Woche um 3,07% und seit Jahresende 2012 um 0,73% zurück.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 170,62 (Vorwoche $ 164,67) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 243,74 (Vorwoche $ 235,24).

			***

			Nachdem Mariano Recalde, Geschäftsführer von Aerolíneas Argentinas, bestätigt hat, dass er der Präsidentin vorgeschlagen habe, die chilenische LAN vom internen Flugverkehr in Argentinien auszuschliessen, und in diesem Sinn die Konzession für die LAN-Flughalle im Aeroparque (die bis 2013 läuft) vorzeitig aufgehoben wurde (was auf Grund einer Entscheidung der Justiz einstweilen nicht vollzogen wird), hat der Staatssekretär für Wirtschaftspolitik und zweiter Mann im Wirtschaftsministerium, Axel Kicillof vom Präsidenten der lokalen LAN beantragt, dass er sich bemühe, damit AA auch in Chile tätig sein könne. In der Tat ist es jedoch so, das in Chile das System der “offenen Himmel” besteht, so dass ausländische Airlines nicht gehindert sind, auch den internen Dienst zu versorgen. Abgesehen davon war AA schon in Chile über ihre Tochtergesellschaft “Aerolíneas del Sur” tätig, hat dann jedoch den Dienst aufgegeben. AA würde mit der Aufnahme interner Flüge in Chile nur noch mehr Geld verlieren. In Argentinien geht es darum, dass AA schlecht mit LAN konkurriert, und auch eine Tariferhöhung benötigt (die es wegen der Präsenz von LAN nicht durchführen kann), um den hohen Verlust zu verringern. AA hat, bezogen auf die beförderten Passagiere, etwa drei Mal so viele Angestellte (Flug- Boden- und Verwaltungspersonal) wie LAN und ist auch sonst unwirtschaftlicher. Recalde sagte auch, dass LAN bei Beibehaltung der lokalen Flüge auch die Verluststrecken bedienen solle (z.B. Buenos Aires bis Santa Cruz). Allein, diese Subventionen müssen vom Staat und nicht von den Unternehmen getragen werden.

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires hat die diesjährige Maisernte auf 24,8 Mio. t geschätzt und die von Rosario auf 24,5 Mio. t. Beide Berechnungen sind weit entfernt von den 32,1 Mio. t, die das Landwirtschaftsministerium angegeben hat. Die Differenz von über 7 Mio. t hat CFK erlaubt, die Gesamternte von Getreide und Ölstaat mit 105,4 Mio. t anzugeben, was mit Abstand ein neuer Rekord wäre. Diese Regierung geht mit Statistiken immer leichtfertiger um.

			***

			Das Studienzentrum für Wirtschaft des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” hat berechnet, dass die Kosten der Industrie im Jahr 2012 um durchschnittlich 22,7% gestiegen sind, die Preise der Industrieprodukte hingegen nur um 11%. In den letzten 7 Jahren war 2009 das einzige, in dem die Kosten weniger als die Fabrikpreise gestiegen sind. Die einzelnen Kostenelemente verzeichnen 2012 unterschiedliche Zunahmen auf: elektrischer Strom stieg seit 2006 wenig, und 2012 um 9,6%, aber die Löhne nahmen durchschnittlich um 25,2% pro Jahr zu. Auch die Rohstoffe sind stärker gestiegen als die Kosten insgesamt.

			***

			

			Wie immer bei Einbruch von Kältewellen, mussten die Grossverbraucher von Erdgas eine Kürzung der Versorgung um 15 Mio. cbm hinnehmen, um die privaten Haushalte mit der Erdgaslieferung nicht zu gefährden. Von der Erdgasknappheit um durchschnittlich 40% der normalen gelieferten Mengen wurden 300 Grossverbraucher betroffen, an erster Stelle Kraftwerke. Darunter befinden sich auch Kunden, die von solchen Situationen laut ihren Vertragsklauseln befreit werden sollten. Die Unternehmen, die einen niedrigeren Tarif geniessen, aber mit der Klausel, dass die Lieferungen unterbrochen werden können, reichten nicht aus, so dass auch Kürzungen bei den gesicherten Lieferungen eintraten. Viele Unternehmen mussten die Produktion einstellen, andere konnten auf Dieselöl übergehen, wie es die Kraftwerke jeweils tun. Das bedeutet jedoch wesentlich höhere Kosten. 

			*** 

			Die spanische Repsol klagt vor dem Verfassungsgericht gegen das Dekret 929, das Ausnahmenbestimmungen bei neuen Investitionen zur Forschung und Förderung von Erdöl und Gas vorsieht, die zunächst bei Chevron angewendet werden sollen. In der Bergründung der Klage heisst es, das Dekret stünde im krassen Widerspruch zu übergeordneten Normen, wie das Gesetz über Erdöl und Gas, und es sei ausserdem verfassungswidrig. Repsol hat ebenfalls auf die Verfassungswidrigkeit des Dekrets Nr. 1162 geklagt, gemäss dem die Provinz Neuquén sich der nationalen Norm angegliedert hat.

			*** 

			Nach Ansicht des “Centro de Estudios de la Nueva Economía “ (CENE) unter der Leitung von Victor Beker, erreichte die Kapitalflucht in den vergangegen zehn Jahren die Summe von u$s 86,36 Mrd. Dieser Betrag entspreche 51% des im Ausland deponierten Gesamtvermögens der Argentinier. Die Kapitalflucht konnte im Verlauf des zehnjährigen Zeitabschnitts nur im Jahr 2005 gebremst werden. In diesem Jahr lagen die Investitionen mit u$s 1,91 Mrd. höher als das geflüchtete Kapital. 2008 war die Summe des Fluchtkapitals gering. Die Abwanderung konnte erst mit der Einschränkung beim Kauf von Devisen (“cepo cambiario”) gebremst werden. Bei dieser Rechnung wird nicht berücksichtigt, dass die Kapitalflucht als Differenz bei der Zahlungsbilanz berechnet wird und somit nicht gebuchte Zahlungen bei Seite lässt, wie besonders die Überpreise bei Importen, die gesamthaft sehr hoch sind. In Wirklichkeit sind somit die echte Kapitalflucht und das gesamte private Auslandskapital geringer.

			*** 

			Das ZB-Direktorium hat in der Vorwoche, mit reichlicher Verspätung, die Bilanz 2012 genehmigt. Der Gewinn betrug $ 32 Mrd., von denen $ 11 Mrd. an das Schatzamt überwiesen wurden, das formell der Besitzer des ZB-Kapitals ist. In diesem Jahr soll noch ein weiterer Betrag gezahlt werden. Der ZB-Gewinn entsteht grundsätzlich wegen der Wirkung der Abwertung auf die Währungsreserven, die in Dollar u.a. Währungen bestehen, jedoch in der Bilanz in Pesos gebucht werden. Es handelt sich jedoch um einen Buchgewinn, der nicht abgehoben werden sollte. Ob und wie viel die ZB eventuell sonst verdient, aus Zinsen bei der Anlage von Devisenreserven und Gebühren, wurde nicht mitgeteilt.

			***

			Die Nationale Berufungskammer in Handelsfragen hat eine einstweilige Anordnung erlassen, demnach der polemische Artikel 20 aus dem Gesetz über Kapitalmärkte vorläufig ausser Kraft gesetzt wurde. Dier Artikel billigte den direkten Eingriff der Nationalen Wertpapierkommission bei Aktiengesellschaften auf Grund einer Anzeige eines Minderheitsaktionärs (der mehr als 2% des Kapitals hält, was die ANSeS bei vielen Gesellschaften hat). Kleinaktionäre der Gruppe Clarin hatten sich gegen diese Massnahme an die Berufungskammer gewendet. Der Artikel wurde im vergangenen Jahr in allerletzten Minute von der Regierung eingeführt. Er erlaubt der Nationalen Wertpapierkommission, Direktoren von Unternehmen abzurufen oder selbst Verwalter bei Privatunternehmen zu ernennen. Von Anfang an war diese Massnahme darauf gemünzt, die Interessen der Gruppe Clarín und/oder von Papel Prensa zu verletzen.

			***

			Das Schatzamt hat durch die gemeinsamen Resolutionen der Staatssekretariate für Schatzwesen und Finanzen 250/2013 und 43/2013 Schatzscheine ausgegeben, die von der Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen (die ein reines Kontrollamt ist und kein Vermögen haben sollte) sowie dem Nationalen Rückversicherungsinstitut gezeichnet werden, das sich seit über 15 Jahren im Zustand der Liquidierung befindet und vielen Versicherungsanstalten hohe Summen schuldet. Beide Schatzbriefe sind nicht übertragbar, und können nicht an der Börse gehandelt werden. Die Beträge liegen bei $ 59,91 Mio. und $ 160,63 Mio.

			*** 

			Die Justiz hat Ende vergangener Woche zwei Enthaltungsmassnahmen erlassen, demnach zwei Unternehmen von Charterflügen -Mac Air und Tango - im Stadtflughafen Aeroparque weiter tätig sein dürfen. Die Massnahme hat für LAN als Präzedenzfall besondere Bedeutung, denn auch dieser Fluggesellschaft wurde bedroht, nicht mehr aus dem Aeroparque operieren zu dürfen. 

			*** 

			Die Industrietätigkeit ist gemäss dem INDEC-Index im Juli innerjährlich um 2,8% gestiegen. Die Kfz-Industrie trug mit einem innerjährlichen Wachstum von 8,2% merklich dazu bei, während die Metallindustrie ein noch höheres innerjährliches Ergebnis, von 23,6%, verzeichnete. Auch die Stahlindustrie verbesserte sich sehr deutlich von einem Jahr zum nächsten um 33%.Die Lebensmittelindustrie, die nicht metallischen Mineralien sowie die Kunststoff- und Kautschukindustrie konnten sich ebenfalls verbessern. Hingegen verzeichnen die Textilindustrie, die Tabakindustrie sowie die chemische Industrie innerjährliche Abnahmen. Das schlechteste Ergebnis verzeichnen die Tabak- und die Druckindustrie, mit einem innerjährlichen Rückgang von 7%. Für die Stiftung FIEL, die sich mit Wirtschaftsforschung befasst, und für Orlando Ferreres & Partner, ging die Industrietätigkeit im vergangenen Juli gegen-über dem Vorjahresmonat um 0,8% zurück.

			***

			Die Ankündigung der Präsidentin Cristina Kirchner vom 7. Mai 2013 über die Rückgabe eines Teils der Exportzölle auf Weizen in Form einer allgemeinen Subvention auf die Weizenproduktion, wurde schliesslich nicht erfüllt. Der Treuhandfonds, in den das Zollamt einen Teil der Exportzölle einzahlen sollte, wurde nie gebildet. Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat dies verhindert, angeblich weil die Exporteure schon den Exportzoll für 2 Mio. t gezahlt haben, die noch nicht exportiert worden sind (weil es nachträglich wegen der Mehlknappheit verboten wurde), was umgerechnet u$s 120 Mio. ausmacht, die der Fiskus jetzt zum Teil zurückgeben müsste. Auch hat sich weder Moreno noch Landwirtschaftsminister Yauhar um eine Reglementierung gekümmert, die zur Verteilung der Mittel an die einzelnen Landwirte notwendig ist. Moreno soll zum Schluss gekommen sein, das dies so kompliziert ist, dass es faktisch nicht möglich ist. Die Landwirte hatten gewiss recht, als sie forderten, dass einfach der Exportzoll gesenkt werden solle, statt ein so umständliches System zu schaffen. 

			***

			Die Kammer der mittleren Unternehmen CAME, die vorwiegend den kleinen Einzelhandel vertritt, hat sich für das Verbot ausgesprochen, die Geschäfte am Sonntag zu öffnen. Seit die Supermärkte am Sonntag öffnen, müssen unzählige kleine Einzelhandelsgeschäfte auch am Sonntag öffnen, da die Kunden sonst auf Supermärkte u.a. Geschäfte übergehen. Das stört das Familienleben. CAME behauptet, dass der Sonntagsumsatz sich auf andere Tage verteilen würde, da der Gesamtkonsum durch den Bedarf und das Familieneinkommen bestimmt wird. Wenn dies so ist, würden auch die Supermärkte sparen, wenn sie Sonntags schliessen, da sie an diesem Tag einen Lohnzusatz zahlen müssen. 

			***

			Das Abkommen über den kompensierten Kfz-Austausch mit Brasilien ist abgelaufen und wurde nicht erneuert. Ohne dies hätte Brasilien eventuell einen Vorteil, da die brasilianischen Automobile, Lastwagen und Kleinlaster allgemein billiger sind als die argentinischen. Doch Binnenhandelssekretär Moreno verwaltet den Fahrzeugimport weiter nach dem alten System, indem er die Importgenehmigung nur erteilt, wenn auch etwa im gleichen Umfang exportiert wird. 

			***

			Während Uruguay schon eine Quote von 6.600 Tonnen Rindfleisch von insgesamt 20.000 t erhalten hat, die die EU 2009 geschaffen hat (benannt Quote 481), wobei hier kein Zollsatz erhoben wird, hat die EU bisher Argentinien die Zuteilung einer Quote verweigert, solange die “nicht automatischen Importgenehmigungen” beibehalten werden. Die Quote von Uruguay liegt über der Hilton-Quote von 6.300 t. Bei der Hilton-Quote besteht ein Zollsatz von 20%, so dass der Nettopreis für Uruguay bei der “Quote 481” entsprechend höher ist. Argentinien hat auch hier eine gute Gelegenheit verpasst, um Rindfleisch zu einem hohen Preis zu exportieren.

			***

			Die 71 Supermärkte, die im ganzen Land tätig sind, erreichten Juli einen Gesamtumsatz von 10,87 Mrd., 24% über dem gleichen Vorjahresmonat und 0,9% über Juni 2013, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Zu konstanten Preisen betrug die Zunahme 16,5%. Die durchschnittliche Preiszunahme betrug somit in 12 Monaten 7,4%, und gegenüber Juni 2013 1,28%, was zum Teil auf den einzelnen Preiszunahmen und zum Teil auf einer Änderung des Warenkorbes, mit mehr billigeren Produkten, zurückzuführen ist. In Perioden zunehmender Inflation betont sich diese Tendenz.

			***

			Die 36 “Shopping-Centers”, die das INDEC erhebt, von denen sich 18 in der Bundeshauptstadt und 18 in der Umgebung befinden, verzeichnen im Juli einen Umsatz von $ 2,21 Mrd., 27,7% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Zu konstanten Preisen betrug die interanuelle Zunahme 19,7%. Die Preise lagen somit im Juli um durchschnittlich 9,6% über Juli 2012 und 1,26% über Juni 2012. In diesem Fall ist der Übergang auf relativ billigere Waren noch betonter als bei Supermärkten.

			***

			Demnächst soll die Zahlkarte „Monedero” auch für U-Bahn-Fahrten verwendet werden können. Diese Karte dient vornehmlich der Zahlung von Kleinbeträgen in einigen Geschäften. Ähnlich wie die SUBE-Karte, kann das Guthaben von Monedero immer wieder neu aufgeladen werden.

			***

			In sieben Monaten 2013 haben sich die Subventionen an die verschiedenen Wirtschaftszweige, vornehmlich die Stromwirtschaft und der Personentransport, um 46,2% gegenüber dem gleichen Jahresabschnitt von 2012 erhöht, berichtet der Budgetverein “Asociación Argentina de Presupuesto y Administración Financiera Pública” (ASAP). Die Erhöhung erklärt sich durch die kräftige Steigerung um 70,2% der Subventionen im Energiebereich. So seien die Beträge für den Ausgleich der Preise für importiertes Erdöl und Erdgas, die wesentlich teuerer als der Inlandspreis sind, um 79,7% gestiegen. Zwischen Januar und Juli erreichten die Gesamttransfers aus dem Schatzamt die Summe von $ 68,2 Mrd. Wenn sich diese Tendenz weiter fortsetzt, erwartet ASAP Gesamtausgaben bis Jahresende in einer Höhe von $ 140 Mrd. 90% der bis Jahresende im Haushalt vorgesehenen Gelder zur Einfuhr von Energieträgern waren bis Ende Juli bereits verbraucht. Die Subventionen für den Bustransport entwickeln sich ebenfalls nach oben. 

			***

			Das argentinische Landesrisiko ist am letzten Dienstag abrupt um 4,2% heraufgegangen, und erreichte weit über 1100 Punkte. Die Gefahr, dass Argentinien den Richterspruch des US-Gerichts nicht folgen könnte, also die Zahlung verweigern würde, hat die Märkte alarmiert, die einen zweiten Default befürchten.

			*** 

			Die privaten Krankenversicherungsanstalten werden ab Anfang September ihre Gebühren um 9,5% erhöhen, nachdem die entsprechende Genehmigung seitens der Aufsichtsbehörde erfolgt ist. Bereits im Mai waren die Monatsgebühren um 8% gestiegen. Ihrerseits hatten die Gesellschaften um eine Erhöhung in der Grössenordnung von 15% ab August, und von 11% ab kommenden Dezember gerungen. Die Kosten der Diensleistungen, die diese Anstalten bieten, sind grundsätzlich wegen der Lohn- und Gehaltserhöhungen gestiegen.

			***

			Mehr als sechzig potentielle Lieferanten der Erdöl und Erdgasindustrie trafen im Industrieministerium mit den Erdölkonzernen YPF, Total Austral, Tecpetrol und Pluspetrol, um über die zweite Phase der Importsubstitutionen zu verhandeln. Industrieministerin Debora Giorgi bemührt sich allgemein um eine stärkere Beteiligung der lokalen Industrie an der Erdölwirtschaft u.a. Bereichen.

			*** 

			Der Kreditausfallswap, also die Versicherung gegen eine mögliche argentinische Zahlungseinstellung, ist am Mittwoch erneut kräftig gestiegen, und erreichte 2944 Punkte. Die Zinsrate dieser fünfjährigen Versicherung ist eine der weltweit höchsten für ähnliche Verträge. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasilien wird zukünftig Gewinne und Verluste international aktiver, brasilianischer Unternehmen besteuern. Das Paket dazu wurde durch Finanzminister, Guido Mantega, nach mehreren Verhandlungsrunden mit Vertretern von Industrie und Handel beschlossen. Noch steht die endgültige Entscheidung über die Besteuerung aus. Das neue Reglement sieht eine Unternehmenssteuer von mindestens 22% auf die Gewinne im Ausland vor. Zudem kämen noch die Sozialleistungen. Wenn das Unternehmen belegt, dass es vergleichbare Steuern bereits im Ausland bezahlt, ist es von der Besteuerung in Brasilien befreit. (Brazil News)

			*** 

			Der brasilianische Finanzminister Guido Mantega geht jetzt von einem jährlichen Wachstum der Wirtschaftsleistung von nur noch 2,5% aus. Die letzte Prognose lag bei 3%.

			***

			Das mexikanische Kartellamt hat gegen den staatlichen Erdölkonzern Pemex eine Geldstrafe von 653,2 Millionen Peso ( E 37,6 Mio.) verhängt. Das Unternehmen habe Tankstellenbetreiber dazu verpflichtet, für den Transport von Treibstoff ausschließlich Firmen zu engagieren, deren Personal der mit Pemex eng verbundenen Gewerkschaft der Erdölarbeiter angehört, hieß es in einer Mitteilung vom Montag. Damit habe Pemex gegen das Wettbewerbsrecht verstoßen. Die Regelung habe für die Tankstellenbetreiber jährliche Mehrkosten von einer Milliarde Pesos (E 57,6 Mio.) verursacht. Die Praxis sei innerhalb von 30 Werktagen einzustellen, hieß es in der Mitteilung weiter. Pemex wies den Vorwurf der Wettbewerbsverzerrung zurück. Die derzeitige Praxis entspreche den gesetzlichen Vorgaben, teilte das Unternehmen am Montag mit. Die Geschäftsführung lasse nun eine Reihe juristischer Mittel prüfen, um gegen die Entscheidung des Kartellamtes vorzugehen. Pemex verfügt in Mexiko über ein Treibstoff- Monopol und verwaltet die Konzessionen für alle Tankstellen im Land. (dpa)

			***

			Die Pazifikallianz hat die Zölle bei 92 Zollpositionen verringert oder abgeschafft, darunter auch für Dienstleistungen, Kapitalgüter und öffentliche Anschaffungen. Mexiko, Kolumbien, Chile und Peru sind die vier Mitglieder dieser neu geschaffenen Allianz.

			***

			Der mobile Zahlungsdienst iZettle expandiert weiter in Südamerika: Gut zwei Monate nach dem Start in Mexiko ging das schwedische Unternehmen auch in Brasilien auf den Markt. Das Geschäft soll der ehemalige Südamerika-Chef von Volvo, Anders Norinder, führen, teilte iZettle am Mittwoch mit. Die konkurrierenden Firmen, die Kartenzahlungen auf dem Smartphone anbieten, zieht es verstärkt nach Südamerika. Der Berliner iZettle-Konkurrent Payleven ist bereits in Brasilien aktiv, die ebenfalls in Berlin beheimatete Firma SumUp will in diesem Jahr mit Unterstützung der Großbank BBVA auf dem Kontinent starten. (dpa)

			***

			Die brasilianische Zentralbank erhöhte ihren Leitzins am Donnerstag um 0,5% auf 9%. Es ist bereits die vierte Zinsanhebung in diesem Jahr. (dpa)

			***

			Das staatliche Erdölunternehmen von Venezuela, PDVSA hat mit der italienischen ENI die Bildung eines gemeinsamen Unternehmens, mit einem Anteil von 60% von PDVSA und 40% von ENI, vereinbart, um das Erdöllager “Perla” ausbeuten, dessen Reserven auf 170 Mio. Barrel kondensiertes Gas geschätzt werden.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Mercedes Benz
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			Ein weiteres Automobil der Sonderklasse wurde am letzten Donnerstag von der Marke mit dem Stern vorgestellt. Nach den 12 Modellen, die der deutsche Autobauer in diesem Jahr in Argentinien präsentierte, wurde jetzt der Luxus Offroader der GL Klasse dem Publikum vorgeführt. Dieser SUV setzt in puncto Sicherheit neue Massstäbe. So bietet die neue Klasse einen serienmässigen Seitenwind-Assistenten; eine Besonderheit in diesem Segment. Der Fahrkomfort ist überragend: der Fahrer darf unter sechs verschiedenen voreingestellten Fahrprogrammen wählen. Das Raumkonzept ist einzigartig, denn die GL KLasse ist die gelungene Kombination eines grosszügigen und flexiblen Raumangebots mit einem maximalen Laderaumvolumen von bis zu 2300 Litern. Der GL 500 4matic hat eine V8 Zylinderanordnung, einen Hubraum von 4663 cm3, eine Nennleistung von 320 kW und erreicht eine Spitzengeschwindigkeit von 250 km/h.

			Localiza

			Diese Autovermietungsagentur eröffnete zwei neue Filialen, jeweils in den Städten Rosario und Tucumán. Die Gesamtkosten lagen bei $ 4 Mio. Weitere Büros sollen in den nächsten Monaten folgen. Localiza zählt eigene Filialen in Buenos Aires, Córdoba, Mendoza, Neuquén, Bariloche, Salta, Santa Cruz und Tierra del Fuego. 

			Massalin Particulares

			Diese Zigarettenfabrik investiert $ 53 Mio. in einem neuen Tabakverarbeitungswerk im Lermatahl, in der Provinz Salta. Die Modernisierungspläne, die eine bessere Nutzung der Tabakblätter umfassen und kostensparend sind, sollen auch dazu dienen, eine bessere Konkurrenzfähigkeit beim Export von Zigarretten in verschiedene lateinamerikanische Ländern zu erreichen. 

			Retco

			Diese Managmentfirma kündigt für Mitte 2014 die Eröffnung eines neuen Einkaufszentrum in Tigre an, dessen Gesamtkosten bei $ 120 Mio. liegen sollen. Das neue Shopping Center soll den Namen Remeros Plaza tragen, und über 100 Geschäfte auf 8000 Qm zählen. Darüber hinaus wird es Flächen für Büros und Arztpraxen über 3000 Qm zählen. Remeros Plaza entsteht neben dem bereits seit 2008 bestehenden Supermarkt Carrefour. 

			Perfil

			Dieser Verlag, der grösste auf dem Gebiet der Zeitschriften (“Noticias”, “Perfil”, “Weekend”, “Supercampo”, “Hombre”, “Fortuna” und “Parabrisas”) baut ein neues Gebäude für Redaktion und Verwaltung im Stadtviertel Barracas (wo schon die Druckerei der Firma besteht), in das er im Mai 2014 umziehen will. Die Redaktion wird gemäss einem modernen Konzept eingerichtet. Ebenfalls sollen dort auch Rundfunk- und Fernsehstudios eingerichtet werden. Das bisherige Büro der Firma befindet sich im Stadtzentrum.

			Troy Ressources

			Dieses kanadische Bergbauunternehmen, das das Bergwerk Carposo in San Juan betreibt (Gold und Silber) hat Bergbausekretär Jorge Mayoral die Absicht mitgeteilt, $ 210 Mio. zu investieren, um auf diese Weise die Dauer der Ausbeutung um sechs Jahre zu verlängern und gleichzeitig die Produktion von 1.000 auf 1.700 Tonnen pro Tag zu erhöhen. Die Investition umfasst einen neuen Zugangsweg, eine Verlängerung der Tunnels um 900 Meter und eine neue Anlage, um das Erzgestein zu mahlen. In 12 Monaten zum 30.6.13 verzeichnet das Unternehmen einen Umsatz von u$s 202,7 Mio. und einen Gerwinn nach Steuern von u$s 18,6 Mio., 41% weniger als in der vorangehenden Jahresperiode, weil der Preis für Gold und Silber gefallen ist.

			Lenovo

			Leiter dieses chinesischen Unternehmens, das seinerzeit die Fabrikation der persönlichen Computer von IBM übernommen hat, gaben der Industrieministerin Debora Giorgi bekannt, dass sie ihre Produktion in Tierra del Fuego erhöhen werden. Ihre Produkte werden in der Fabrik von Newsan montiert. Gegenwärtig werden dort nur Notebooks erzeugt; in Zukunft sollen auf PCs, Tablets und Smartphones hinzukommen. Weltweit steht Lenovo jetzt bei der Produktion von Kleincomputern (PC) an erster Stelle, an vierter bei Smartphones und an fünfter bei Tablets.

			LAN

			Diese chilenische Luftfahrtgesellschaft bezieht Stellung gegenüber den Massnahmen der argentinischen Regierung, die sie verhindern, weiter am Flugplatz “Aeroparque” tätig zu sein. LAN hat die Flüge in Argentinien 2005 aufgenommen und seither über u$s 1,5 Mrd. investiert. Die Flotte zählt in Argentinien mit 14 Flugzeugen letzter Generation, bedient 14 Städte im Land, und transportiert jährlich 2,3 Mio. Passagiere, was ca. 30% der gesamten Flugreisenden innerhalb Argentiniens darstellt. Am 20. August 2013 hat die Luftfahrtbehörde ORSNA dem Unternehmen mitgeteilt, dass es die Flugzeughalle für Instandhaltung binnen 10 Tagen räumen muss. LAN verfügt seit Beginn der lokalen Flüge über eine eigene Halle, zunächst gemietet und ab 2008 eine eigene, die u$s 5 Mio. gekostet hat, wobei eine Konzession bis 2013 besteht. Der Flugzeugschuppen zur Wartung und Reparatur der Flugzeuge hat eine Fläche von 2.500 qm, knapp 15% der von Aerolíneas Argentinas und Austral. LAN verzeichnet 400 wöchentliche Abfahrten und Ankünfte auf dem Aeroparque, und kann ohne die Wartungseinrichtung nicht mehr dort tätig sein. Grundsätzlich handelt es sich für die Regierung um die Abschaffung der Konkurrenz zu Aerolíneas Argentinas und Austral, die ohne LAN eine Monopolstellung bei internen Flügen hätten. Theoretisch hätte LAN die Möglichkeit, die Inlandsflüge auf Ezeiza zu verlagern. Das würde jedoch den Verlust der meisten Passagiere bedeuten. Nur für die, die eine Verbindung mit Auslandsflügen bedürfen, wäre dies von Vorteil.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Reaktion auf das Urteil der Berufungskammer von New York

			Die Berufungskammer von New York hat beim Prozess wegen der Klage eines sogenannten Geierfonds gegen den argentinischen Staat, so entschieden wie es nicht anders sein konnte und somit zu erwarten war: das Urteil des Richters Thomas Griesa wurde voll bestätigt. Da der Anschluss an das Umschuldungsangebot von 2005 freiwillig war, bei dem 2010 denjenigen, die nicht mitgemacht hatten, eine zweite Gelegenheit geboten wurde, und es kein Konkursrecht für Staaten gibt, haben die Gläubiger, die nicht umgeschuldet haben, das Recht, den gesamten Betrag zu kassieren, auf den ihre Bonds lauten, selbstverständlich plus Zinsen, und eventuell auch Zinseszinsen. Diese Gläubiger machen leicht über 7% des gesamten Defaultbetrages aus. Bei einem privaten Konkursverfahren würde das Abkommen mit fast 93% des Schuldbetrages mehr als ausreichen, um es allgemeingültig zu erklären. Dass die Richter dann auch auf die hartnäckige argentinische Stellungnahme und den total fehlenden Zahlungs- und Kompromisswillen hingewiesen haben, ist nebensächlich.

			Am Montag reagierte die Präsidentin Cristina Kirchner und stützte sich bei ihrem Versuch, die Begründung des Urteils zu widerlegen, auf die Tatsache, dass der argentinische Staat unter den Kirchners seinen Zahlungsverpflichtungen stets pünktlich nachgekommen sei, und ab Mai 2003, als Néstor Kirchner als Präsident antrat, insgesamt finanzielle Verpflichtungen für u$s 173,73 Mrd. gezahlt habe, alles mit eigenen Mitteln. Von diesem Betrag entfielen u$s 41,04 Mrd. auf Zahlungen innerhalb des staatlichen Bereiches (an die ZB, die ANSeS, die Banco Nación und verschiedene staatliche Ämter), u$s 81,49 Mrd. auf Zahlungen an private ausländische und inländische Gläubiger und u$s 51,20 Mrd. an internationale Finanzinstitutionen, nämlich den IWF, die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank. Bei den Banken wurden allerdings die Schulden mit Aufnahme neuer Kredite ausgeglichen, wobei die Weltbank erst seit etwa zwei Jahren kein neuen Kredite gewährt, so dass dieses Schema hier nicht mehr funktioniert. 

			Die Präsidentin verschwieg jedoch die nicht bezahlte Schuld gegenüber den Staaten des Pariser Klubs (die mit Zinsen etwa u$s 9 Mrd. ausmacht), die im Wesen auf Krediten für Kapitalgüterlieferungen beruht, die von staatlichen Instituten, wie Hermes in Deutschland und Coface in Frankreich, versichert waren und somit von den einzelnen Staaten gezahlt wurden. Ebenfalls hat sie die nicht bezahlten Beträge bei Seite gelassen, zu denen das Land vom Weltbankschiedsgericht ICSID (auf spanisch CIADI) verurteilt worden ist (die über u$s 1 Mrd. ausmachen), und auch nicht die Tatsache, dass hier Forderungen bestehen, die nominell u$s 20 Mrd. erreichen könnten, sofern nicht voher verhandelt und eine Kompromisslösung ausgehandelt wird. Hinzu kommen dann noch weitere verfallene Schulden. Abgesehen davon sei daran erinnert, dass die Gläubiger, die sich der Umschuldung angeschlossen haben, einen Verlust von etwa 70% erlitten haben. Das Mindeste, was sie dabei erwarten konnten, ist, dass die Staatspapiere, mit denen der Restbetrag gezahlt wurde, pünktlich bedient werden. Was CFK jetzt als besonderes Verdienst hinstellt, ist im Wesen eine Selbstverständlichkeit.

			Die Regierung wird jetzt zunächst eine zweite Berufung beim gleichen Gericht von New York einbringen, in der formelle Aspekte des Urteils beanstandet werden. Das ist eine prozessale Schikane, eine mehr dieser Regierung. Danach wird sie Berufung beim Obersten Gerichtshof der USA einbringen, der sie annehmen oder verweigern kann. Auf alle Fälle kann der Oberste Gerichtshof das Urteil von Griesa, das die Berufungskammer bestätigt hat, gewiss nicht ändern. Mit diesen Schikanen kann die Wirkung des Urteils eventuell um bis zu einem Jahr hinausgeschoben werden. 

			Theoretisch besteht die einzige Möglichkeit, dass der Oberste Gerichtshof anders urteilt, in einer Empfehlung der US-Regierung, als “amicus curiae” bekannt, in der diese ein politisches Interesse an einer wohlwollenden Haltung gegenüber Argentinien äussert. Allein, einmal erscheint es zu spät dafür zu sein. Die Regierung der Vereinigten Staaten hätte dies schon tun müssen, als der Fall Richter Griesa vorlag. Die argentinische Regierung hätte schon vor Jahren Schrittte unternehmen müssen, um die US-Regierung in diesem Sinn zu motivieren, was nicht der Fall war. Und dann sind die Beziehungen mit den USA gespannt, ganz besonders wegen des Abkommens Argentiniens mit Iran. Schon vorher hatten die Kirchners sich auf die Seite von Chávez gestellt, Kritik an den USA geübt, nordamerikanische Interessen verletzt und die Regierung beleidigt, als Aussenminister Héctor Timerman die USA bei einer unentgeltlichen Sendung von Lehrmaterial für die Polizei des Schmuggels beschuldigte, nur weil bei der Zollerklärung ein unbedeutender formeller Fehler bestand. Man sollte davon ausgehen, dass die US-Regierung sich passiv verhält und sich des argentinischen Falles erst annimmt, wenn CFK von der Szene verschwindet und vernünftige Menschen kommen, die eine Gesamtlösung der ausstehenden Finanzprobleme des Landes anpeilen. 

			Das Urteil der Kammer von NY bestimmt auch, dass die Bank of New York, die mit der Zahlung von Amortisationsraten und Zinsen der anerkannten argentinischen Staatsschuld betraut wurde, verantwortlich ist, wenn sie die Klausel “pari passu” verletzt, also den Holdouts nicht im gleichen Verhältnis wie den Inhabern der umgeschuldeten Bonds zahlt. Wenn sich die argentinische Regierung somit weigert, das Urteil zu erfüllen und den Geierfonds nicht die 100% des Nennwertes plus angelaufene Zinsen anerkennt, dann kann sie auch den umgeschuldeten Gläubigern nicht zahlen, was einen neuen Default darstellt. Dass dieser von den argentinischen Behörden als “technisch” bezeichnet wird, ändert nichts an der Tatsache, dass es ein Default ist, der das ganze Problem der Zahlungsunfähigkeit, das 2001 aufgetreten ist, wieder aufwirft.

			Die Regierung hat jetzt einen neuen Trick erfunden, um den Holdouts nicht zu zahlen. Am Montag kündigte CFK an, dass sie ein neues Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht habe, das einmal eine neue Umschuldungsrunde einführt, der sich die Holdouts anschliessen können, angeblich zu den gleichen Bedingungen von 2005, wobei sich jedoch die Frage der angelaufenen Zinsen stellt, die nicht anerkannt werden. Mit dieser Massnahme will die Regierung das Argument der US-Richter entkräften, dass sich die argentinische Regierung konsequent weigert zu zahlen und auch nicht kompromissbereit ist. 

			Man kann jedoch davon ausgehen, dass diese neue Umschuldungsrunde ein totales Fiasko sein wird. Diejenigen, die sich weder 2005 noch 2010 dem Umschuldungsangebot angeschlossen haben, haben keinen Grund sich jetzt anders zu verhalten. Im Gegenteil, nach dem Urteil der Berufungskammer und der Überzeugung, dass es bestätigt wird, dürften sie ihr Verhalten verhärten.

			Das jüngste Urteil gilt zunächst für eine Forderung von u$s 1,33 Mrd., eventuell etwas mehr wegen angelaufener Zinsen, wobei dann noch Gerichtskosten und Anwaltshonorare hinzukommen. Danach kommen unmittelbar auch die anderen Holdouts, bei denen sich der Prozessweg verkürzt, da in den USA das Prinzip der “class action” gilt, d.h. ein Urteil des Obersten Gerichtshofes oder, wenn es keine Berufung gibt, der letzten Instanz, deren Urteil endgültig ist, auf alle anderen analogen Fälle schon von den Richtern erster Instanz angewendet wird, ohne Berufungsmöglichkeit. Somit steht der argentinische Staat vor Forderungen von über u$s 25 Mrd. Das Einzige, was noch erreicht werden kann, ist die Zahlung in Form von mittel- oder langfristigen Bonds zu niedrigen Zinsen. 

			Die zweite Neuerung, die im Gesetzesprojekt enthalten ist, ist die Gewährung der Möglichkeit für die Inhaber der Bonds, die sich aus den Umschuldungen von 2005 und 2010 ergeben haben, die Gerichtsbarkeit auf Argentinien zu übertragen. Wenn also Argentinien in den USA nicht zahlt, weil dann auch den Geierfonds gezahlt werden müsste, dann können die Bondsinhaber Amortisationsraten und Zinsen in Argentinien kassieren. Die Regierung garantiert dabei die Zahlung in Dollar über die Wertpapierkasse der Börse (Caja de Valores). Auf diese Weise soll der “technische Default” in Frage gestellt werden. Das Problem besteht dabei jedoch darin, dass die Gläubiger, wie auch andere, nicht das geringste Vertrauen in diese Regierung haben. Sie befürchten, dass die Dollarbeträge, die ihnen gezahlt werden, eingefroren oder zum offiziellen Kurs in Pesos umgerechnet werden. Sie werden es vorziehen, dass sie bei nicht-Zahlung oder anderen Konflikten vor US-Richtern (oder solchen Grossbritannienes oder Japans) klagen können, statt vor argentinischen, denen sie ohnehin nicht vertrauen, wobei die Prozesse in Argentinien viel länger dauern als in den USA. Sie wissen, dass der argentinische Staat gelegentlich doch wird zahlen müssen, wobei hier auch die Tatsache mitspielt, dass diese Regierung am Ende ist und man von einer neuen erwarten kann, dass sie die finanziellen Beziehungen Argentiniens zur Welt allgemein regelt.

			Der argentinische Staat wird somit voraussichtlich in einen neuen Default geraten. Allein die Aussicht, dass dies binnen eines Jahres so kommt, hat unmittelbare Konsequenzen, an erster Stelle eine spürbare Erhöhung der Risikoprämie gegen Defaultgefahr. Abgesehen davon führt dies dazu, dass die chinesischen Banken, die einen Kredit für die zwei grossen Wassekraftwerke bedingt bereitgestellt haben, diesen nicht gewähren, einfach weil es die Bankbestimmungen verhindern, die auf der ganzen Welt gelten. Sie dürfen einem Staat oder einem Unternehmen, die sich im Defaultzustand befinden, kein Geld leihen. Ebenfalls stört dies den Vertrag von Chevron mit YPF. Auf breiter Front treten Schwierigkeiten auf. 

			Die Reaktion der argentinischen Regierung ist vorauszusehen: eine zunehmende Abschottung von der Welt, mit einer noch viel strengeren Devisenbewirtschaftung und einem noch extremeren Interventionismus. All dies wirkt sich störend auf die Wirtschaft aus, auch wenn die Regierung sich bemüht, aus der Not eine Tugend zu machen und die Importsubstitution ins Extrem treibt und als Beitrag zum Wirtschaftswachstum hinstellt. Tatsache ist jedoch, dass dabei immer mehr Engpässe auftauchen, das Energieproblem sich verschärft und die Wirtschaft der langfristigen Stagnation nicht entgehen kann, die vor anderthalb Jahren begonnen hat, mit der ständigen Gefahr des Abrutsches in eine tiefe Krise, wie schon gehabt.
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			Eine beschränkte Erhöhung des steuerfreien Minimums

			Am Dienstag hat die Präsidentin Cristina Kirchner schliesslich die Katze aus dem Sack gelassen und eine grosszügige Erhöhung des steuerfreien Mindestbetrages der Gewinnsteuer für Lohn- und Gehaltsempfänger, und nur für diese, angekündigt. Die Gewerkschaften hatten dies schon seit langem gefordert, nachdem das Minimum dieses Jahr nur um 20% erhöht worden war, unter der Inflation von ca 25% und auch unter den allgemeinen Lohnerhöhungen. Da im Vorjahr überhaupt keine Anpassung vorgenommen worden war, und die Löhne seit der letzten Erhöhung des Minimums im Jahr 2011 sich etwa verdoppelt haben, wurden immer mehr Arbeitnehmer von der Gewinnsteuer erfasst. Angeblich sind es jetzt über 3 Mio.

			Einige Gewerkschafter u.a. gingen so weit, zu behaupten, dass der Lohn ein Arbeitseinkommen und kein Gewinn sei, und somit prinzipiell von dieser Steuer ausgeschlossen werden sollte. Hier taucht indessen ein semantisches Problem auf: die Gewinnsteuer sollte Einkommenssteuer heissen, wie auf der ganzen Welt. Als die Steuer 1935 in Argentinien eingeführt wurde, war der Begriff “Einkommen” (auf englisch “income”, auf spanisch “ingreso” oder “ingreso neto”) nur in der angelsächsischen Welt üblich, so dass die Steuer in Argentinien als “Steuer auf die Einnahmen” (auf spanisch “impuesto a los réditos”, vom italienischen “reddito” übernommen) getauft wurde. Warum sie 1974 anlässlich einer Reform als Gewinnsteuer benannt wurde, statt als Einkommenssteuer, wurde nie erklärt. Denn Gewinn ist eine Kategorie des Einkommens, aber kein Synonym.

			Die Regierung konterte zunächst auf den Gewerkschaftsantrag mit dem Argument, dass es grundsätzlich nur um die höheren Löhne und Gehälter ginge, bei denen die Besteuerung gerecht sei. Das mag 2012 noch zum Teil so gewesen sein, als die Steuer zunächst nur Facharbeiter erfasste, die sie zum grossen Teil schon vorher zahlten (aber in geringerem Ausmass). Doch ab 2011 kamen auch privilegierte Gruppen hinzu, wie Erdölarbeiter und Lastwagenfahrer. Auch wurden Löhne von Gruppen erfasst, wie bestimmte Bergarbeiter, bei denen die hohen Löhne im Zusammenhang mit sehr harten Arbeitsbedingungen stehen. Die Regierungssprecher haben die Lohnbesteuerung in Argentinien auch mit der in anderen Ländern verglichen, wo das Minimum niedriger ist. Dabei wird jedoch vergessen, dass die Sozialabgaben, die zum grossen Teil den Charakter von Lohnsteuern haben (besonders, weil es keine Proportionalität zwischen den Beiträgen zum Pensionierungsystem und den Pensionen gibt), in Argentinien viel höher sind als in den Ländern mit einer Einkommenssteuer, die auch niedrigere Löhne einschliesst.

			In der Vorwoche hatte die Präsidentin in Santa Cruz, vor Unternehmern und Gewerkschaftern, gesagt, die Erhöhung des steuerfreien Minimums würde den Fiskus u$s 15 Mrd. kosten, wobei sie die Unternehmer aufforderte, Vorschläge zu unterbreiten, um den Verlust auszugleichen. Es ist gewiss positiv, dass sich CFK um ausgeglichene Staatsfinanzen kümmert; aber leider hat sie ein sehr oberflächliches Verständnis des Themas. Der Präsident des Dachverbandes der Industrie, “Unión Industrial Argentina”, Héctor Mendez, wies dabei darauf hin, dass dies Aufgabe der Regierung sei, und sagte vorsichtshalber, dass die Kosten der Entlastung der Löhne nicht den Unternehmen aufgebürdet werden solle. Es fällt auf, dass kein einziger Sprecher der Unternehmerschaft darauf hingewiesen hat, dass die korrekte Lösung nicht in einem Ausgleich eines Einnahmenverlustes für den Fiskus mit neuen oder erhöhten Steuern besteht, sondern in einer Verringerung der Staatsausgaben. Die Unternehmer sind zu feige, oder eben verängstigt, um auf die phänomenale Vergeudung von Staatsgeldern hinzuweisen, die wir an dieser Stelle ständig betonen. Es handelt sich nicht um die Sozialausgaben, mit deren Zunahme die Präsidentin die phänomenale Aufblähung der Staatsausgaben rechtfertigt, sondern um unnötige und unvernünftige Ausgaben, wie Ernennung von über einer Million überflüssiger Beamten, dem Bau und Betrieb von Tecnópolis, der übertriebenen Subventionen für öffentliche Dienste, den hohen Zuwendungen für Deckung von Verlusten und Investitionen von Staatsunternehmen (an erster Stelle Aerolíneas Argentinas), zahlreichen Fehlinvestitionen, den unverschämt hohen Kosten der Auslandsreisen der Präsidentin und ihrer Gefolgschaft, und unzähliger anderer Fälle.

			Die konkreten Massnahmen

			Die angekündigte Reform bezieht sich auf folgende Aspekte:

			- Lohn- und Gehaltsempfänger, sowie Pensionäre und Empfänger von Hinterbliebenenrenten, werden bis einem Bruttoeinkommen von monatlich $ 15.000 von der Gewinnsteuer ausgenommen. Bisher waren ledige Arbeitnehmer bis zu $ 8.360 monatlich und verheiratete mit zwei Kindern bis zu $ 11.563 von der Gewinnsteuer ausgenommen. Über den Begriff des Bruttoeinkommens bestehen noch bestimmte Zweifel. Der Unterschied zwischen ledigen und verheirateten wurde abgeschafft. Laut Berechnung der AFIP verringert sich jetzt die Zahl der Arbeitnehmer, die die Gewinnsteuer zahlen, um 1,30 Mio. auf 955.527 und die der Rentner um 98.985 auf 39.641.

			- Für Löhne und Gehälter zwischen $ 15.000 und $ 20.000 wird das bisherige steuerfreie Minimum um 20% erhöht, so dass die Steuerlast um $ 395 bis $ 708 pro Monat zurückgeht. In diesem Fall verbleibt die Unterscheidung zwischen ledigen und verheirateten Arbeitnehmern.

			- Für die Arbeitnehmer und Pensionäre, die in den patagonischen Provinzen wohnen (Rio Negro, Neuquén, Chubut und Santa Cruz) beträgt die Zunahme des Minimums 30%. CFK erklärte, dass hier die Löhne allgemein höher seien (was sich durch die klimatischen Bedingungen und den höheren Bedarf an Heizung, Winterbekleidung u.a. Gütern rechtfertigt).

			- Für selbstständig Tätige, Personen mit einem monatlichen Arbeitseinkommen über $ 20.000, Aktiengesellschaften und G.m.b.Hs bleibt die Lage unverändert. Sofern es sich um natürliche Personen handelt, leiden sie weiter unter der kalten Erhöhung der Gewinnsteuerbelastung, weil weder das Minimum noch die progressive Skala berichtigt werden, und bei Unternehmen nimmt der Steuersatz von 35% real stark zu, weil es keine Inflationsberichtigung von Steuerbilanzen gibt.

			- Gleichzeitig wurde auch der Höchstbetrag, bis zu dem die Lohnempfänger berechtigt sind, die Subvention für ihre Kinder zu erhalten, von bisher $ 8.400 für den Vater und auch die Mutter, und $ 16.800 für die Familie insgesamt, auf $ 15.000, bzw. $ 30.000 angehoben. Das bedeutet, dass die Zahl der betroffenen Kinder von 3,19 Mio. um 850.000 auf 4,04 Mio. steigt. 

			Der Ausgleich des Einnahmenverlustes

			Die neuen Massnahmen kosten den Fiskus laut offizieller Berechnung insgesamt $ 4,50 Mrd., von denen $ 2,44 Mrd. vom Staat und $ 2,06 Mrd. von der Privatwirtschaft getragen werden sollen. Der Ausgleich soll durch zwei Massnahmen herbeigeführt werden:

			- Dividenden sollen mit einer Steuer von 10% belastet werden. Es wurde nicht mitgeteilt, ob dies sich nur auf Bardividenden bezieht, oder auch auf solche, die in Aktien gezahlt werden. Auf alle Fälle würde letzteres dazu führen, dass die Unternehmen die einbehaltenen Gewinne als Reserven buchen, statt als Kapital. Voraussichtlich wird dies auch die Gewinnausschüttungen oder –Kapitalisierungen bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung umfassen, die steuerlich den Aktiengesellschaften gleichgestellt sind. Die Einkommen aus Unternehmensgewinnen werden somit über dem Höchstsatz besteuert, der allgemein gilt; denn einmal zahlen die Unternehmen den Satz von 35%, der real viel höher ist, und dann kommen noch 10% für denjenigen hinzu, der den Gewinn bezieht, was dann nominell 45% und in Wirklichkeit noch mehr ausmacht. Es wäre somit der höchste Satz der ganzen Welt. Um Investitionen anzuziehen ist dies gewiss kein guter Weg.

			- Gewinne bei Verkäufen von Aktien von nicht an der Börse kotierten Unternehmen sollen mit 15% besteuert werden. Bei den Aktien, die an der Börse gehandelt werden, wäre eine Steuer dieser Art eine grosse Komplikation für Personen, die laufend kaufen und verkaufen, wobei dies in vielen Fällen die Geschäfte auf ausländische Börsen verlagern würde, wo viele Gesellschaften auch kotieren. Bei dieser neuen Steuer treten zunächst zwei Fragen auf: 1. Werden die Buchwerte der Aktien, die verkauft werden, wertberichtigt? Ohne dies würde ein Inflationsgewinn, der real keiner ist, besteuert werden, der bei älteren Gesellschaften sehr hoch wäre. 2. Werden auch G.m.b.Hs eingeschlossen? Angeblich werden Übertragungen von Kapital bei Personengesellschaften, die de facto bestehen oder in eine Kollektivgesellschaft gekleidet sind, nicht erfasst, und Immobilienübertragungen auch nicht. In früheren Zeiten war die Besteuerung von Kapitalgewinnen allgemein und bezog sich vornehmlich auf Immobilien. Wie weit die beschänkte Besteuerung Ungleichheiten schafft, die als verfassungswidrig beanstandet werden können, sei dahingestellt.

			Die Besteuerung von Zinsen, die auf Bankdepositen gezahlt werden, die von Oppositionspolitikern und allerlei Demagogen gefordert worden war, wurde von CFK ausdrücklich bei Seite gelassen. In der Tat würde dies die Sparer noch mehr verscheuchen, die ohnehin einen Zinssatz erhalten, der unter der Inflation liegt, so dass sie real einen Kapitalverlust erleiden. Abgesehen davon gilt die Ausnahme nur für natürliche Personen. Bei Unternehmen werden die Einnahmen aus Bankzinsen, sofern sie zum Gesamtgewinn beitragen, normal besteuert. Schliesslich sei bemerkt, dass Zinsen, die nicht von Banken gezahlt werden, von der Gewinnsteuer erfasst werden. Dass hier bei den nicht eingetragenen Finanzunternehmen, die in vielen Fällen im Grunde Wucherer sind, die Steuer oft hinterzogen wird, ist ein anderes Problem.

			Die angekündigten Reformen müssen noch im Kongress behandelt werden, wo sie voraussichtlich dank der automatischen Mehrheit der Regierungspartei und ihrer Alliierten genehmigt werden, eventuell mit einigen Änderungen. Es kann dabei jedoch auch Schwierigkeiten geben, wegen der notorischen Ungereimtheiten, die in einigen Fällen bestehen (auf die wir oben hingewiesen haben).

			Es besteht kein Zweifel, dass die Verringerung des steuerfreien Minimums der Gewinnsteuer und die Ausweitung der Familienzulage politisch den Zweck verfolgen, das Wahlergebnis vom 27. Oktober zu Gunsten der Regierungspartei zu beeinflussen. Wie weit dies gelingt, sei dahingestellt. Die Opposition und viele Gewerkschafter werden wohl sagen, dass sie dies schon lange gefordert haben und die Regierungsentscheidung zu spät kommt. Indessen wird der Mittelstand in keiner Weise begünstigt, wie es der Fall gewesen wäre, wenn das steuerfreie Minimum allgemein erhöht worden wäre, wie es hätte sein sollen. Diese unterschiedliche Behandlung, die jetzt eingeführt werden soll, widerspricht dem Geist des Gewinnsteuergesetzes, wobei es so etwas auf der ganzen Welt nicht gibt. Wieder zeigt die Regierung ihre mittelstandsfeindliche Einstellung. Wobei die friedliche Rebellion, die seit letztem Jahr gegen die Regierung in Form von Massenkundgebungen auf den Strassen aufgekommen ist, vornehmlich auf dem Mittelstand beruht, der nach dieser Reform noch mehr verärgert sein dürfte. Und das könnte bei den kommenden Wahlen gegen die Regierungspartei wirken.

		

	